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Artikel 11 
Versammlungs- und Vereini-

gungsfreiheit 
 
(1) Alle Menschen haben das 
Recht, sich friedlich zu ver-
sammeln und sich frei mit ande-
ren zusammenzuschließen, ein-
schließlich des Rechts, zum 
Schutze ihrer Interessen Ge-
werkschaften zu bilden und die-
sen beizutreten. 
 
(2) Die Ausübung dieser Rechte 
darf keinen anderen Einschrän-
kungen unterworfen werden als 
den vom Gesetz vorgesehenen, 
die in einer demokratischen Ge-
sellschaft im Interesse der nati-
onalen und öffentlichen Sicher-
heit, der Aufrechterhaltung der 
Ordnung und der Verbrechens-
verhütung, des Schutzes der Ge-
sundheit und der Moral oder des 
Schutzes der Rechte und Frei-
heiten anderer notwendig sind. 
Dieser Artikel verbietet nicht, 
dass die Ausübung dieser Rech-
te durch Mitglieder der Streit-
kräfte, der Polizei oder der 
Staatsverwaltung gesetzlichen 
Einschränkungen unterworfen 
wird. 

Artikel 12 
 
Die österreichischen Staatsbür-
ger haben das Recht, sich zu 
versammeln und Vereine zu 
bilden.  Die Ausübung dieser 
Rechte wird durch besondere 
Gesetze geregelt.  
 

Beschluss der provisorischen 
Nationalversammlung 

 
(3) Die Ausnahmsverfügungen 
betreffs des Vereins- und Ver-
sammlungsrechtes sind aufgeho-
ben. Die volle Vereins- und Ver-
sammlungsfreiheit ohne Unter-
schied des Geschlechts ist herge-
stellt. 
 

StV von Wien 
Art. 7 Abs. 5 

 
Die Tätigkeit von Orga-
nisationen, die darauf abzielen, 
der kroatischen oder sloweni-
schen Bevölkerung ihre Eigen-
schaft und ihre Rechte als Min-
derheit zu nehmen, ist zu verbie-
ten. 
 

§ 1 Parteiengesetz 
 

(1) Die Existenz und Vielfalt po-
litischer Parteien sind wesentli-
che Bestandteile der demokrati-
schen Ordnung der Republik Ös-
terreich (Art. 1 B-VG). 
 
(2) Zu den Aufgaben der politi-
schen Parteien gehört die Mit-
wirkung an der politischen Wil-
lensbildung. 
 
(3) Die Gründung politischer 
Parteien ist frei, sofern bundes-
verfassungsgesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. Ihre Tätigkeit 
darf keiner Beschränkung durch 
besondere Rechtsvorschriften un-
terworfen werden. 
 
(4) Die politischen Parteien ha-
ben Satzungen zu beschließen, 
die in einer periodischen Druck-
schrift zu veröffentlichen und 
beim Bundesministerium für In-
neres zu hinterlegen sind. Aus 
der Satzung hat insbesondere er-
sichtlich zu sein, welches ihre 
Organe sind und welche hievon 
zur Vertretung nach außen befugt 
sind, sowie welche Rechte und 
Pflichten die Mitglieder besitzen. 
Mit der Hinterlegung der Sat-
zung erlangt die politische Partei 
Rechtspersönlichkeit. 

Artikel II-12 
Versammlungs- und Vereini-

gungsfreiheit 
 
(1) Jeder Mensch hat das Recht, 
sich insbesondere im politischen, 
gewerkschaftlichen und zivilge-
sellschaftlichen Bereich auf allen 
Ebenen frei und friedlich mit ande-
ren zu versammeln und frei mit 
anderen zusammenzuschließen, 
was das Recht jedes Menschen 
umfasst, zum Schutz seiner Inte-
ressen Gewerkschaften zu gründen 
und Gewerkschaften beizutreten. 
 
(2) Politische Parteien auf der E-
bene der Union tragen dazu bei, 
den politischen Willen der Uni-
onsbürgerinnen und Unionsbürger 
zum Ausdruck zu bringen. 
 

Artikel 24 
 

(1) Alle Menschen haben das 
Recht, sich frei mit anderen zu-
sammenzuschließen. 
 
(2) Die Bildung von Vereinen darf 
nicht von einer behördlichen Be-
willigung abhängig gemacht wer-
den. 
 
(3) Die Gründung und Betätigung 
von Parteien ist frei, soweit nicht 
diese Bundesverfassung anderes 
bestimmt. 
 

Artikel 25 
 
(1) Alle Menschen haben das 
Recht, sich frei zu versammeln. 
 
(2) Eine behördliche Anmeldung 
darf nur für Versammlungen unter 
freiem Himmel verlangt werden. 
 

Artikel 31 
 
Einschränkungen der in diesem 
Abschnitt gewährleisteten Rechte 
1. bedürfen einer gesetzlichen 
Grundlage; 
2. müssen im öffentlichen Interes-
se oder zum Schutz von Rechten 
und Freiheiten anderer erforderlich 
sein; 
3. müssen verhältnismäßig sein; 
4. müssen die in dieser Bundesver-
fassung sowie in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorge-
sehenen weiteren Bedingungen 
und Grenzen wahren. 
 
(Anm.: Art. 31 SPÖ-Vorschlag gilt 
für Art. 15 bis Art. 30 SPÖ-Vor-
schlag; das sind Synopsen C-11, 
12, 13, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 
22, 23, 24, 25, 26, 27, 28) 
 

Artikel 37 
 
(1) ArbeitnehmerInnen und Ar-
beitgeberInnen haben das Recht, 
sich freiwillig zur Vertretung ihrer 
Interessen zusammenzuschließen 
und Vereinigungen zu bilden. 
 
(2) Sie können kollektive Maß-
nahmen zur Durchsetzung der Inte-

Artikel 11 
(Versammlungs- und Vereini-
gungsfreiheit; Parteienfreiheit; 

Koalitionsfreiheit) 
 
(1) Jede Person hat das Recht, sich 
friedlich mit anderen zu versam-
meln und sich frei mit anderen zu-
sammenzuschließen. 
 
(2) Die politischen Parteien wirken 
an der politischen Willensbildung 
des Volkes mit. Ihre Gründung ist 
frei. Parteien, die nach ihren Zielen 
oder nach dem Verhalten ihrer 
Anhänger darauf gerichtet sind, 
den demokratischen Rechtsstaat 
oder die Menschenrechte zu beein-
trächtigen oder zu beseitigen, sind 
verfassungswidrig. 
 
(3) Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sowie Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber haben das 
Recht, zum Schutze ihrer Interes-
sen Vereinigungen zu bilden und 
diesen beizutreten.  
 
(4) Nach Maßgabe der Gesetze 
kommt Vereinigungen nach Ab-
satz 3 und gesetzlichen beruflichen 
Interessensvertretungen die Kol-
lektivvertragsfähigkeit zu. 
 
(5) Die Ausübung der Rechte nach 
Absatz 1 bis 3 darf keinen anderen 
Beschränkungen unterworfen wer-
den als den vom Gesetz vorgese-
henen, die in einer demokratischen 
Gesellschaft im Interesse der nati-
onalen und öffentlichen Sicherheit, 
der Aufrechterhaltung der Ord-
nung und der Verbrechensverhü-
tung, des Schutzes der Gesundheit 
und der Moral oder des Schutzes 
der Rechte und Freiheiten anderer 
notwendig sind. 

Vorschlag Funk 
(10.10.03) 

 
Artikel x 

Vereins- und Versammlungs-
freiheit 

 
(1) Alle Menschen haben das 
Recht, sich insbesondere im poli-
tischen, gewerkschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Bereich 
frei und friedlich zusammenzu-
schließen und mit anderen zu 
versammeln, einschließlich des 
Rechts, zum Schutz ihrer Interes-
sen Gewerkschaften zu bilden 
und diesen beizutreten.  
 
(2) Einschränkungen bedürfen  
1. einer gesetzlichen Grundlage 
und müssen 
2. in einer demokratischen Ge-
sellschaft im Interesse der natio-
nalen und öffentlichen Sicher-
heit, der Aufrechterhaltung der 
Ordnung und der Verbrechens-
verhütung, des Schutzes der Ge-
sundheit und der Moral oder des 
Schutzes der Rechte und Freihei-
ten anderer notwendig sein. 
 

Artikel y 
Politische Parteien 

 
Die Gründung politischer Partei-
en ist frei, sofern bundesverfas-
sungsgesetzlich nichts anderes 
vorgesehen ist. Ihre Tätigkeit 
darf keiner Beschränkung durch 
besondere Rechtsvorschriften un-
terworfen werden. 
 

Vereins- und Versammlungs-
freiheit 

 
Artikel x 

 
(1) Jede Person hat das Recht, 
sich friedlich mit anderen zu 
versammeln und sich frei mit 
anderen zusammenzuschließen.
 
--------------------------------------
zur Vereinsfreiheit: 
(2) Die Bildung von Vereinen 
darf nicht von einer behördli-
chen Bewilligung abhängig 
gemacht werden. 
 
zur Versammlungsfreiheit: 
(2) Eine behördliche Anmel-
dung darf nur für Versamm-
lungen unter freiem Himmel 
verlangt werden. 
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(5) Dem Präsidenten des Rech-
nungshofes kann durch Bundes-
gesetz die Aufgabe übertragen 
werden, Listen von Spenden an 
politische Parteien entgegenzu-
nehmen, zu verwahren und auf 
Ersuchen der betreffenden Partei 
öffentlich festzustellen, ob Spen-
den in der ihm übermittelten Lis-
te ordnungsgemäß deklariert 
wurden. 
 

§ 3 Verbotsgesetz 
 

Es ist jedermann untersagt, sich, 
sei es auch außerhalb dieser Or-
ganisationen, für die NSDAP o-
der ihre Ziele irgendwie zu betä-
tigen. 

ressen ihrer Mitglieder ergreifen. 
 
(3) Solche Vereinigungen und ge-
setzliche Interessensvertretungen 
haben das Recht, im Rahmen der 
Gesetze alle Angelegenheiten der 
Arbeitswelt durch Kollektivvertrag 
verbindlich zu regeln. 
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